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1865. 


Die erſte Ausgabe unſeres Blattes iſt mit Beſchlag belegt. Ein 
Grund dieſer Maßregel iſt nicht angegeben. Vermuthend, daß vielleicht 
der Leitartikel: „Schafft uns eine gute Volksſchule“ die Veran⸗ 
laſſung iſt, veranſtalten wir mit Fortlaſſung deſſelben eine zweite 
Ausgabe. Wir erſetzen den Leitartikel durch einen Artikel über Ernſt 
Moritz Arndt, welchen die „Rheiniſche Zeitung“ bei Gelegenheit der 


Enthüllung des Arndt⸗Denkmals in Bonn gebracht hat. 


Die Bedeutung des Arndt⸗ Denkmals. 


Vor hundert Jahren lebte auf der Inſel Rügen ein 
Pächter, Namens Ludwig Nikolaus Arndt, der ſammt 
ſeinem Vater, einem Schäfer, Leibeigener des Grafen 
Malte⸗Putbus geweſen war. Der alte Schäfer war ein 
kluger Schäfer geweſen, der nicht blos etwas vor ſich 
gebracht hatte, ſondern auch dem Sohne Ludwig Niko⸗ 
laus einen guten Schulunterricht hatte geben laſſen. 
Dieſen Sohn entließ dann der Gutsherr zum Danke für 
tüchtige Dienfte aus der Hörigkeit; und diefes ehema⸗ 
ligen Leibeigenen zweiter Sohn iſt Exnſt Moritz Arndt, 
dem am 29. Juli zu 
Standbild aufgerichtet worden. 

Je ſeltener die großen Männer ſind, deſto erpichter 
iſt die Welt auf das Errichten von Denkmälern. Dieſe 
Erkenntlichkeit iſt ja ſprüchwörtlich geworden; und 
Spötter meinen, die Hauptgründe der modernen Denk⸗ 


maler ſeien das Komitee, das Feſteſſen und der Zeitungs⸗ 


bericht über die Orden, welche bei der Enthüllung ab⸗ 
191 Aber ſelbſt noch heute darf man dann annehmen, 
aß auch ein anderer Grund da ift, wenn das Denkmal 


Bonn am Rhein ein ehernes 


nicht einem Könige oder Prinzen, auch nicht ein 
einem General oder Wirklichen Geheimen ae 8 
nicht wenigſtens einem Oberft » Hof - Birtuofen errichtet 
wird, und ganz beſonders, wenn die Koften nicht aus 
fürſtlichen Chatullen und allerhöchſt protektionirten Kollek⸗ 
ten unter Hoflieferanten und Solchen, die es noch wer⸗ 
den wollen, ſondern aus den freiwillig dargebrachten 
a a one von einer le durch 
alle Länder der Erde zerſtreut i 5 
bracht Ab zerſtreuten Nation zuſammenge 
Aus welchem Grunde das deutſche Volk dem Ernſt 
Moritz Arndt das Standbild ſetzte, das einem Fremden, 
der Deutſchlands ſonderbaren Zuſtand nicht kennt, mit 
einem Worte klar zu machen, wäre aber nicht leicht. 
Arndt, der in einem Leben von mehr als achtzig Jahren 
vielerlei gearbeitet hat, iſt doch in keinem ſpeciellen, jo 
zu ſagen zünftigen Fache, für welches monumentale Aus⸗ 
zeichnungen üblich geworden ſind, den Mitbewerbern er⸗ 
heblich überlegen geweſen. Sein urſprüngliches Berufs 
ſtudium, die Theologie, hat er früh au enden Als 
akademiſcher Lehrer hat er nur wenige Jahre und wäh⸗ 
rend derſelben mehr durch Vorträge, die, wenn fie an⸗ 


regend find, wie ſeine, zwar den Hörern eine ſchöne Er⸗ 
innerung bleiben, aber weiter keinen Bewunderer finden 
können, alſo mehr durch das flüchtige Wort im kleinen 
Kreife als durch überraſchende Forſchungen von dauern⸗ 
dem Werthe geleiſtet. Vieles hat er zur Aufhebung der 
Leibeigenſchaft in Schwediſch⸗Pommern beigetragen. Da⸗ 
für bat man ihm aber ſelbſt im dortigen Lande noch 
keine Denktafel gewidmet. Nach dieſer Richtung haben 
Staatsmänner wie Stein natürlich auch ungleich mehr 
ſchaffen können, aber von den großen Herſtellern 
des preußiſchen Staates haben bis jetzt erſt die Militär⸗ 
perſonen Denkmäler erhalten. Daß er für ſeinen Patriotis⸗ 
mus wiederholt hat landesflüchtig werden müſſen, iſt 
eine Ehre und ein Schickſal, das er mit vielen braven 
Männern getheilt hat. Seine Arbeiten als Sekretär 
des Hauptquartiers kennt das Volk kaum, und der Ein⸗ 
fluß, den er in dieſer Stellung gehabt, iſt von den ſog. 
maßgebenden Perſönlichkeiten nur ſo lange, als ſie ihn 
nöthig hatten, und ſo lange auch nur wider Willen ge⸗ 
duldet, hinterher aber vollttändigſt todt geſchwiegen wor⸗ 
den. Was er ſonſt vor, in und nach dem großen 
Kriege als Verfaſſer von „Brandſchriften“ und als auf⸗ 
wiegelnder Dichter geleiſtet, iſt ihm ſo ſchlecht, wie es 
faſt kaum nur noch in Deutſchland denkbar iſt, vergol⸗ 
ten, und liegt wie die Franzoſenfreſſerei meiſt weit hin⸗ 
ter dem lebenden Geſchlechte. Selbſt von ſeinen Liedern 
iſt kaum ein halbes Dutzend im Munde des Volkes; 
und das bekannteſte, das Vaterlandslied, iſt weit 
mehr durch des Dichters Namen getragen worden, als 


daß es dem Dichter einen Namen gegeben hätte. Man 
braucht es nur anzuſtimmen, um zu erfahren, wie Wenige 
es auch nur zur Hälfte auswendig können. „Das ganze 
Deutſchland ſoll es fein”, das war Arndts Loſung; aber 
blos für eine Loſung dankt man Niemand mit der 
Unſterblichkeit; ſo leicht iſt der Dank einer Nation nicht 
errungen. In den Jahren, in welchen er in Ruhe die 
vielen Erfahrungen. und ſeinen Wahrnehmungen aus 
einem bewegten Leben für das größere Gemeinweſen 
ar nutzbar machen können, war ihm jede öffentliche 

irkſamkeit verwehrt, und als endlich der ſchmähliche 
Bann, in den eine undankbare Junker⸗ und Hofpartei 
ihn verſtrickt, gelöſt wurde, empfing die Nation ſtatt 
des Mannes, den man ihr zwanzig Jahre vorher ge⸗ 
nommen, einen Greis zurück, dem in der langen Abge⸗ 
ſchiedenheit das Verſtändniß für die inzwiſchen begon⸗ 
nene neue Bewegung der Geiſter theilweiſe ſogar ſchwer 
geworden war. Seine Leiſtung konnte weder auf dem 
ihm wieder frei gegebenen Bonner Katheder, noch im 
Frankfurter Parlamente hervorragend fein. Der Gagern⸗ 
ſchen Fraktion anzugehören, würde er ſich ein zweites 
Mal auch wohl gehütet haben. 

Dieſem Manne ſetzte fünf und ein halbes Jahr 
11 ſeinem Tode das deutſche Volk ein ger Denk⸗ 
mal dafür, daß er, wenn auch als Spezialiſt nicht groß, 
aber in allem Großem ein ganzer Mann, ein 
durch und durch ehrlicher, unübertroffener, deutſcher 
Volksmann geweſen iſt, viel weniger für das, was er 
als Sieger erreicht, als für das, was er — und nicht 


einmal immer glücklich — vom Vaterlande und von ſich 
abgewehrt hat. Ihm rechnete es überall den guten Willen 
für die That, wie es Freunde einander khun. Als 
dankbarer Freund ſetzte Deutſchland das Denkmal ſeinem 
treueſten Freunde, und es ehrte zugleich ſich durch die⸗ 
fen Beweis, Arndt's großes Streben begriffen zu haben. 
Wäre es anders, ſo wäre der Mann, der in ſeinem 
langen Leben länger in der Acht als im Amte war, 
ſchon bei Lebzeiten ein Vergeſſener geweſen. Aber mit 
der Ehrenſäule für Arndt beweiſ't das deutſche Volk noch 
weit mehr, es beweiſ't feinen ernſtlichen Willen, nicht 
abzulaſſen von der Erringung des Zieles, welches 
Arndt ihm vorgezeichnet, es beweiſ't, daß ſein Blick weit 
über seht kleinlichen Ereigniſſe der Gegenwart hin⸗ 
weg ſieht. 

Es war ein ſchönes ſtolzes Wort, mit welchem Arndt 
in der Paulskirche auf die Rednerbühne trat: „Ich ſtehe 
hier, wie ein gutes, altes, deutſches Gewiſſen“. So 
lange Arndt im Herzen des deutſchen Volks lebt, ſo 
lange lebt und regt ſich in ihm ein politiſches deutſches 
Gewiſſen, welches allen Verſuchungen der Kabinetspolitif 
und der Sonderbündelei antwortet: „Das ganze 
Deutſchland ſoll es ſein.“ 


Politiſche Wochenſchou. 

Preußen. Das ſcheinbar wichtigſte Ereigniß der letzten 
Woche iſt die „Reform des ee we 
die Zahl der Mitglieder aus den gige alten uud be- 
feſtigten Grundbefitzes, welche das Miniſterium der neuen 
Aera von 90 auf 41 herabgeſetzt hatte, wieder auf 90 erhöht 
worden iſt. Gleichzeitig iſt in der Verordnung ausgeſprochen, 
daß hiermit die Anordnungen über die Zuſammenſetzung des 
Herrenhauſes endgültig geſetzlich abgeſchloſſen feien, und fortan 
eine Aenderung nur auf dem Wege der Geſetzgebung, d. h. 
durch Uebereinſtimmung der drei Faktoren der Geſetzgebung, 
eintreten könne. Bei der ganzen Zuſammenſetzung des Herren⸗ 
hauſes glauben wir nicht, daß dieſe Verordnung von ſebr 
weſentlichem Einfluß auf die Entwicklung unſerer Gerbättniffe 
in den nächſten Jahren fein wird, und was den „gejeßlichen 
Abſchluß“ betrifft, jo erinnern wir daran, daß einem Könige, 
welcher die Majorität des Herrenhauses ändern will, ſtets das 
Mittel der Pe von Mitgliedern aus perſönlichem Ver⸗ 
trauen bleibt, ein Mittel, welches auf jeden Fall ſicherer und 
ſchneller wirkt, als jene Verordnung aus den Zeiten der neuen 
Aera, deren volle Wirkung etwa nach einem Menſchenalter zu 
erwarten war. Wichtig iſt für uns dieſe Verordnung nur in 
fofern, als ſie ein Zeichen der politiſchen es der Re⸗ 
gierung iſt und aufs Neue eine Anregung giebt, die Grund⸗ 
lagen zu prüfen, auf welchen die Zuſammenſetzung des Herren⸗ 
hauſes beruht, und gleichzeitig die Frage zu erörtern, ob die 
Kammern im Jahre 1853 verfaſſungsmäßig befugt waren, 
ihre legislatoriſche Macht dem, Könige zu übertragen. Wir 
deuten hier nur kurz die Geſichtepunkte an, welche für uns 
bei Betrachtung dieſer Angelegenheit maßgebend ſind, und 
denken in einer unſerer nächſten Nummern dieſe Frage einer 
ausführlichen Beſprechung zu unterziehen. 

Ueber die angeblichen Erfolge, welche der Graf v. Bis⸗ 
marck in Paris gehabt haben ſoll, verlautet noch immer Nichts; 
im Gegentheil, der gereizte Ton, welchen einige der Regierung 
nahe ſtehende Blätter gegen Frankreich zur Schau tragen, 


läßt vermuthen, daß die Anſichten des Grafen von Bis⸗ 


marck über die zukünftige Geſtaltung der Karte von 


Europa in Paris feine günftige Aufnahme gefunden haben. 
Aus dieſem Grunde verdienen auch wohl die Nachrichten, 
welche man über ein bevorſtehendes Ultimatum, das Preußen 
an Oeſterreich in der Schleswig ⸗ Holſtein'ſchen Frage ſtellen 
wolle, verbreitet, keinen Glauben. 

Die Zeit, zu welcher die Kammern einberufen werden 
müſſen, naht heran, und eines der hervorragendſten Organe 
der feudalen Partei, die ſogenannte Zeidlerſche Korreſpondenz, 
ſchreibt, daß die Ausſicht auf eine kurzr Seſſion im Ja⸗ 
nuar nächſten Jahres ſich dadurch begründe, daß im Jahre 
1866 zwei Seſſionen ſtattfinden werden. „Die 
Regierung kann recht wohl“, jo meint fie, „die erſte Seſſion, 
wenn ſie zu leidenſchaftlichen Demonſtrationen gemißbraucht 
werden ſollte, ſchließen, da ja der nach den Neuwahlen 
zuſammentretende Landtag noch Zeit genug haben wird, das 


Budget des Jahres 1866 zu debattiren.“ — Wenn die Neu⸗ 


wahlen ſo zeitig ſtattfinden, daß es möglich iſt, daß der als⸗ 
dann zuſammentretende Landtag mit der Berathung des Bud⸗ 
gets für 1866 und beſonders des Budgets für 1867 noch vor 
dem Anfang des Jahres 1867 fertig wird, jo werden wir 
eine ſolche Berufung an das olk mit Freuden be⸗ 
en. 
grüßen Schluß der Seſſion des Landtages waren 2 Man; 
date von Abgeordneten erledigt, und zwar ein Man⸗ 
dat im 3. Aachener Wahlbezirke durch die Mandatsnieder⸗ 
legung des früheren a En und ein Mandat im 4. 
Königsberger Wahlbezirk durch die Ederen wo „der 
Wahl des Herrn d. Tettau-Tolts. Es erſcheint wohl höchſt 
wünſchenswerth, daß noch vor dem Zuſammentritt des Ab⸗ 


geordnetenhauſes die Neuwahlen ſtattfinden. 

Im Hinblick auf die Armee⸗Reduktion, welche in 
Frankreich angeordnet iſt, und welche wahrſcheinlich in Italien 
und Oeſterreich bevorſteht, hatte man vielfach gehofft, bei 
uns in Preußen würde ein ähnlicher Schritt gethan werden. 
Da bekanntlich der Urſprung unſeres Verfaſſungskonfliktes in 
der Erhöhung der Ausgaben für das Militair zu ſuchen iſt, 
ſo wäre durch eine ſolche Maßregel ein großer Schritt zur 
Ausgleichung deſſelben geſchehen. Jetzt tritt die Provinzal 
Correſpondenz, von welcher man annimmt, daß ſie am ge⸗ 
treueſten die Anſichten des Miniſteriums mittheilt, ſolchen 
Anſichten auf das beſtimmteſte entgegen. Sie bezeichnet die 
Reduktionen in Frankreich als nur ſcheinbar, da dadurch die 
Kriegsbereitſchaft und die Schlagfertigkeit der franzöſiſchen 
Armee nicht geändert werden, und es ſei deßhalb kein Grund 
vorhanden, an der Ortzaniſation der preußiſchen Armee zu 
rütteln. Wir glauben, unſere Leſer werden ſehr leicht ein- 
ſehen, daß eine Armee⸗ Reduktion, alſo eine Erſpar⸗ 
niß an den jährlichen Ausgaben für das Militair, durch 
welche an der Schlagfertigkeit und Kriegsbereit⸗ 
ſchaft der Armee nichts geändert wird, etwas ſehr 
wünſchenswerthes iſt. Wenn wir in Preußen warten wollen, 
bis man in andern Staaten die Armeen ſo reduzirt, daß die 
betreffenden Staaten im Momente der Gefahr Bus da · 
ſtehen, ſo werden wir wohl bis an das Ende aller Tage 
warten können. Man liebt es aber, die Gegner der Reorga⸗ 
niſation als Leute hinzuſtellen, welche durch Erſparungen an 
den jährlichen Ausgaben für die Armee das Land im Mo⸗ 
mente der Gefahr wehrlos machen möchten, während wir 
überzeugt ſind, es iſt kein 5 Mann im gan⸗ 

en Lande, der einen ſolchen Gedanken hegt. Die 
gner der Reorganiſation glauben nur, man könne bei einer 
beträchtlichen a der jährlichen Ausgaben die 
rmee fo einrichten, daß fie dem Lande im Momente der 
Gefahr einen nachhaltigen Schutz gewährt, und ſie finden die 


Möglichkeit einer ſolchen Einrichtung in der ſtrengen Aus⸗ 


führung des Geſetzes vom 3. Septbr. 1814 unter Zugrund⸗ 
legung der zweijährigen Präſenzzeit bei den Fahnen. 

In der letzten Zeit find wiederum Gerüchte von bevor⸗ 
ſtehenden Miniſterveränderungen aufgetaucht, doch wer⸗ 
den dieſelben von Blättern, welche der Regierung nahe 
ſtehen, als unbegründet bezeichnet. 

Schleswig⸗Holſtein. Die Jahresfeier der Proklamation 
des Prinzen Friedrich hat in den Herzogthümern trotz viel⸗ 
facher Verhinderungsverſuche an vielen Orten ſtattgefunden. 
— Die Statthalterſchaft in Schleswig geht noch immer von 
dem Glauben aus, daß die Zeitungen die öffentliche Meinung 
machen, und wohl aus dieſem Grunde ſind drei im Herzog⸗ 
thume Holſtein erſcheinende Zeitungen im Herzogthume Schles⸗ 
wig verboten worden, natürlich nur propiſoriſch, denn der 
ganze jegige Zuſtand der Herzogthümer iſt ja nur proviſoriſch. 
b ſich auch proviſoriſch die Meinung der Bewohner von 
Schleswig ändern wird, das möchten wir bezweifeln, und wir 

2 . r 
meinen, ber Verlauf dieſer Angelegenheit wird von neuem 
beweijen, daß nicht die Zeitungen die öffentliche Meinung 
machen können, ſondern daß ſie dazu beſtimmt ſind, der öffent⸗ 
lichen Meinung Ausdruck zu geben. 

Naſſau. Herr Hauptmann Vogler, welcher bei Ge⸗ 
legenheit des rheini ch⸗weſtfäliſchen ente e die 
naſſauiſche Militair⸗Expedition nach Oberlahnſtein komman⸗ 
dirte, hat ſich durch einige Aeußerungen, welche der Abg. 
Siebert in der Kammer gethan hat, fo beleidigt gefühlt, 
daß er denſelben zum Zweikampf hat fordern laſſen. Natür⸗ 
lich iſt eine ſolche Beſchränkung der parlamentariſchen Rede⸗ 
freiheit kurz von der Hand gewieſen worden. 


Oeſterreich. Endlich iſt es nach unſäglichen Mühen dem 
Finanzminiſter gelungen, eine Anleihe zu Stande zu bringen. 
Aber unter welchen Bedingungen! 9 ½ Prozent mußte er 
bewilligen, und außerdem binnen 37 Jahren etwa 50 Prozent 
mehr Kapital zurückzahlen, als er bekommen hat, oder er 
muß doch wenigſtens verſprechen, es zurückzuzahlen. Und 
dabei hilft die Anleihe nicht einmal aus. 90 Millionen 
Gulden ſind verſprochen, d. h. wenn das Publikum ſich be 
theiligen will, ſonſt bekommt die Regierung nur 20 Millionen. 
Und ſie braucht etwa 150 Millionen! Da ſieht es allerdings 
ſchlecht mit der Zukunft des Kaiſerſtaates aus. Auch gewinnt 
es immer mehr den Anſchein, als ob die Verſöhnung mit 
Ungarn als mißlungen zu betrachten ſei. Die Ungarn 
wollen zwar gern ihre konſtitutionellen Rechte ausüben, aber 

e zeigen gar keine Neigung, einen Antheil an der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsſchuld zu übernehmen. Und darauf war es 
doch eigentlich hauptſächlich abgeſehen. 

ee a . 2 ee 


Der bevorſtehende Abſchluß eines Handelsvertrages 
zwiſchen dem Zollverein und Italien. 


Wenn wir zurückblicken auf die Entwicklung unſerer 
Handelspolitik, wie ſie in den letzten Jahren ftattgefunden 
hat, ſo rollt ſich vor uns gewiß kein erfreuliches Bild auf. 
Man hat allerdings, und mit Recht, vielfach die Segnungen 
geprieſen, welche die Gründung des Zollvereins für unſere 
deutſche Induſtrie zur Folge gehabt hat, aber wie ſehr hat 
man es verſtanden, dieſe Segnungen zu beſchränken. In jedem 
Momente, wo es möglich war, durch eine Reform des Zoll- 
tarifes unſerer Induſtrie einen neuen Aufſchwung zu geben, 
hat irgend ein Staat ſein Veto eingelegt, und ſo blieben wir 
weit hinter der Entwicklung zurück, welche unſere Induſtrie 
eigentlich errungen haben müßte. Der letzte große Kampf 
der Art, welcher endlich zu Gunſten der geſunden Vernunft 
und des materiellen Wohles der Völker entſchieden worden 


ift, war der Kampf um die Annahme des fran- 
zöſiſchen Handels vertrages. Dieſer Kampf zog ſich 
zum unberechenbaren Schaden unſerer Induſtrie drei Jahre 
lang hin. Drei Jahre hindurch konnte eine Anzahl von 
deutſchen Fürſten ſich nicht entſchließen, ihre donaſticchen In⸗ 
tereſſen dem materiellen Wohle ihrer Völker zum Opfer zu 
bringen, konnten ſie ſich nicht entſchließen, die Freundſchaft 
Oeſterreichs, bei dem ſie Schutz ſuchten, gegen die vermeint⸗ 
lichen Annexionsgelüſte Preußens aufs Spiel zu ſetzen. End⸗ 
lich wurde ihr Widerſtand gebrochen: ſie nahmen den Han⸗ 
delsvertrag mit Frankreich an, da fie es ihren Völkern gegen 
über nicht wagten, die Exiſtenz des Zollvereins, deſſen 
Fortdauer Preußen von der Annahme des Vertrages abhän⸗ 
gig machte, auf das Spiel zu ſetzen. 

Man hätte unn glauben ſollen, der Ausgang dieſes Kampfes 
wäre jenen Fürſten eine Lehre geweſen, und es würde nun 
die deutſche Induſtrie in Zukunft vor allen ähnlichen Schä⸗ 
digungen bewahrt bleiben. Leider ſollte ſie aber ſehr bald 
die Erfahrung vom Gegentheil machen. Der Handelsvertrag 
mit Frankreich war nur das erſte Glied einer Keite, die erſt 
im vollen Maße jegensreich wirken kann, wenn ſich Glied an 
Glied gefügt, wenn fie vollendet alle handeltreibende Völker 
durch das Band des möglichſt freien Verkehrs vereinigt. Es 
mußten dieſem erſten Vertrage eine Reihe anderer Verträge 
auf demſelben Prinzip beruhend, nachfolgen. Dies geſchah 
auch, und die Staaten, welche dem franzöſiſchen Handels⸗ 
vertrage unter dem Vorwande, daß jeder Schritt zum Frei⸗ 
handelsſyſtem den materiellen Ruin des deutſchen Volkes be⸗ 
ſchleunige, widerſtrebt hatten, gaben jetzt ſehr bereitwillig 
ihre Einwilligung zum Abſchluß dieſer Verträge, durch welche 
die Grundlagen des Freihandelsſyſtems immer mehr und mehr 
befeſtigt wurden, bis endlich ein Handelsvertrag geſchloſſen 
werden ſollte, welcher in keiner volkewirthſchaftuchen Frage 
ſich unterſchied von den übrigen, deſſen Abſchluß aber wiede⸗ 
rum dynaſtiſche Neigungen der betreffenden Fürſten verletzte. 
Es war dies der projektirte Handelsvertrag zwiſchen 
dem Zollverein und dem Königreich Italien. 

Die italieniſche Regierung, welche ſehr bereit war, einen 
ſolchen Vertrag abzuſchließen, da ſie die wirthſchaftlichen Vor⸗ 
theile deſſelben einſieht, glaubte aber berechtigt zu ſein, von 
den Staaten, welche mit ihm N abſchließen wollen, zu 
verlangen, daß dieſelben auch das Köni grech Italien 
anerkennen. Trotzdem nämlich das Königreich Italien ſeit 
ſeiner Gründung, welche auf dem Schlachtfelde von Solferino 
durch weithin ſchallenden Kanonendonner der Welt verkündet 
wurde, ein ganz ſtattlicher Staat geworden iſt, der in nicht 
allzulanger Zeit ein gewichtiges Wort mitſprechen wird im 
Rathe der europäiſchen Regierungen, giebt es doch noch Re⸗ 
gierungen, welche nicht vergeſſen können, daß es einſt einen 
Herzog von Medena, einen Großherzog von Toskana, einen 
König von Neapel gegeben hat, und welche dieſe Fürſten noch 
immer als Herrſcher ihrer früheren Länder betrachten, wenn 
ſie ſolche auch ſchon vor Jahren verlaſſen mußten. Deshalb 
haben ſich dieſe deutſchen Fürſten bis vor Kurzem noch immer 
geweigert, das Königreich Italien anzuerkennen, und beſtärkt 
wurden fie in ihrer Weigerung durch die Rückſicht auf die 
Freundſchaft für Oeſterreich. Die Regierung des Kaifer- 
ſtaates ſieht nämlich in dem Beſtande des Königreichs Italien 
einerſeits eine Drohung in Bezug auf den Beſitz von Venedig, 
und andeperſeits hofft fie auf den Zerfall des neues Reiches, 
um nicht nur die Lombardei, ſondern auch ſeinen ganzen 
früheren Einfluß in Italien wiederzuerlangen. Obgleich nun 
nicht gut ein denkender Menſch chen kann, wie es einen 


nachtheiligen Einfluß auf den Beſtand des Königreichs haben 
kann, wenn die Könige von Baiern, Sachſen, Württember 
und einige andere kleine deutſche Fürſten das unzweifelhaft 
beſt ehen de Königreich nicht anerkennen, ſo muß man 
dies doch an den betreffenden Höfen geglaubt haben, und in dem 
Gefühl, einen ſehr tiefgehenden Einfluß auf den Gang der 
Weltgeſchichte auszuüben, verweigerte man die Anerkennung 
Italiens, und ſtörte dadurch das Zuftandefommen des Handels⸗ 
vertrages zwiſchen dem Zollverein und Italien. 

So traurig nun auch die Verzögerung im Abſchluſſe 
dieſes in für unfern Handel und unfere Induſtrie war, 
und fo tiefe Wunden fie denſelben auch geſchlagen, der ganze 
Vorgang enthüllt bis zu der jetzt erfolgten Anerkennung des 
Königreichs Italien durch die deutſchen Mittelſtaaten uns eine 
höchſt beachtenswerthe Thatſache, welche faſt noch beklagens⸗ 
werther iſt, und welches ſich das deutſche Volk nicht klar 
genug machen kann. 

Während nämlich zur Zeit des Kampfes über den Ab⸗ 
ſchluß des Handelsvertrages mit Frankreich die widerſtrebenden 
Regierungen noch immer ſagen konnten, daß ſie dem Vertrage 
aus wirthſchaftlichen Intereſſen entgegen jeien, fiel hier die 
Möglichkeit eines ſolchen Vorwandes fort. Es ſind ganz 
offenbar nur Rückſichten auf dynaſtiſche Intereſſen und 
auf die Freundſchaft Oeſterreichs, wodurch die materiellen 
Intereſſen des deutſchen Volkes auf das empfindlichſte be 
nachtheiligt werden. Die betreffenden Regierungen haben 
ſelbſt das ihrige gethan, um jeden Zweifel daran zu 
zerſtreuen, daß es nur derartige Gründe ſind, welche 
beſtimmend einwirken. Als nach dem Vertrage von Gaſtein 
die Mittelſtaaten fich von Oeſterreich verlaſſen wähnten, 
da gu fi a am 1 we 10 55 ſonſt nicht wußte, 
was man alles aus Freundſchaf ür i 
ſollte, plötzlich eine unverkennbare Miß fein rs 


die kaiſerliche Regierung kund. Um dieſer Mißſtimmung 
einen Ausdruck zu geben, und vielleicht auch, um der kaiſer⸗ 
lichen Regierung zu zeigen, daß man im Stande ſei, ihr einen 
recht empfindlichen Nadelſtich zu verſetzen, zeigte man jetzt 
plötzlich 1 1 das Königreich Italien auzuerkennen. Aber 
es blieb leider längere Zeit bei der Neigung, denn als 
ſich Oeſterreich wieder als guter Freund der Mittelſtaaten 
zeigen wollte, ſchien von einer Anerkennung des Königsreichs 
Italien keine Rede mehr zu ſein. 

Seitdem haben indeſſen Bayern, Sachſen, Würtember 
und Hannover ſich dennoch entſchloſſen, das Königrei 
Italien anzuerkennen. Ob ie dazu durch die Haltung 
bewogen worden find, welche Oeſterreich gegen den letzten mittel» 
ſtaatlichen Antrag in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage einge ⸗ 
nommen hat, das wollen wir hier nicht näher unterſuchen. Das 
e Italien hätte ganz gut ohne die Anerkennung je- 
ner Staaten beſtehen können, darüber herrſcht wohl kein 
Zweifel, aber für die Entwicklung unſerer Induſtrie iſt es 
höchſt erfreulich, daß endlich die Schwierigkeiten gehoben 
worden find, welche den Abſchluß des Handelsvertrages zwi⸗ 
ſchen dem Zollverein und dem Königreich Italien im Wege 
ftanden. Aber die Intereſſen, welche heut befriedigt werden, 
forderten beim Beginn der Unterhandlungen genau ebenſo 
dringend den möglichſt ſchleunigen Abſchluß des Handels⸗ 
vertrages, und wir meinen, es ſei unſere Pflicht, das deutſche 
Volk daran zu erinnern, es möge in der Freude über die 
endliche Eröffnung des italieniſchen Marktes für den deutſchen 
Handel nicht vergeſſen, aus welchen Gründen dieſe Eröffnung 
ſo lange zum großen Schaden unſeres Handels und unſerer 
Induſtrie hinausgeſchoben worden iſt. 
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